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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die Richterin Mag.
Marion STEINER sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber die Beschwerde des
XXXX , geboren am XXXX , VN XXXX , gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen,
Landesstelle Wien vom 11.10.2018, beschlossen:

A)

In Erledigung der Beschwerde wird der angefochtene Bescheid behoben und die Angelegenheiten gemal3 § 28 Abs. 3 2.
Satz Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) idgF zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt fir
Soziales und Behindertenwesen zurtickverwiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid vom 11.10.2018 hat das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung:
Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behdrde genannt) festgestellt, dass der Beschwerdefihrer mit Ablauf
des Monates, der auf die Zustellung des Bescheides folgt, nicht mehr dem Kreis der beglnstigten Behinderten

angehort.
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In ihrer Begrindung traf die belangte Behdrde die Feststellung, dass ein Grad der Behinderung in Hohe von 30 vH

vorliege.

Dem Bescheid zugrunde gelegt wurde das von der belangten Behdrde eingeholte medizinische
Sachverstandigengutachten von einem Arzt fur Allgemeinmedizin, basierend auf der persdnlichen Untersuchung des
Beschwerdefiihrers am 08.06.2018, das einen Gesamtgrad der Behinderung von 30 vH ergab.

2. Gegen diesen Bescheid wurde vom Beschwerdefuhrer fristgerecht Beschwerde erhoben. Unter Vorlage von
Beweismitteln wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass sich sein psychologischer Zustand enorm verschlechtert
habe. Er leide an Panikattacken, habe einen Ubertriebenen Putz- und Kontrollzwang, habe Angst unter groRRen
Menschenmengen und in engen Raumen. Er denke oft an Suizid. Das bei ihm vorliegende allergische Asthma sei
zudem nicht ausreichend bertcksichtigt worden, da sich seine Allergie seit dem vorletzten Gutachten mindestens um
das Vierfache verschlechtert habe. Er leide an einer Mehlstauballergie, Backerasthma, einem akuten respiratorischem
Infekt mit Larnygotracheitis und sei eine Allergie gegen Graserpollen festgestellt worden. Bei ihm sei auch eine
Osteochondrose und Spondylose festgestellt worden. Aus dem HNO Befund gehe zudem eine Tubenliftungsstérung

und Nasenpolypen hervor. Er leide seit fiinf Jahren an Sodbrennen und sei eine OP vorgesehen.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Mit Bescheid vom 13.01.2017 wurde festgestellt, dass der Beschwerdeflihrer mit einem Grad der Behinderung von 50

vH ab 17.10.2016 dem Kreis der beglinstigten Behinderten angehort.

Die belangte Behdrde hat von Amts wegen ein Ermittlungsverfahren zur Feststellung des Grades der Behinderung

eingeleitet.
Das Sachverstandigengutachten ist nicht schlissig.
1. Rechtliche Beurteilung:

Gemall 8 19b Abs. 1 BEinstG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht in Verfahren Utber Beschwerden in
Rechtssachen in den Angelegenheiten des § 14 Abs. 2 durch den Senat. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit

VOor.
Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

Gemal? § 28 Abs. 3 2. Satz VwGVG kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben
und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behorde zurtickverweisen, sofern die Behdrde

notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes unterlassen hat.

Der Verwaltungsgerichtshof hat wiederholt hervorgehoben (vgl etwa das hg. Erkenntnis vom 10. September 2014, Ra
2014/08/0005), dass selbst Bescheide, die in der Begrindung durftig sind, keine Zurtckverweisung der Sache
rechtfertigen, wenn brauchbare Ermittlungsergebnisse vorliegen, die im Zusammenhalt mit einer allenfalls

durchzufiihrenden Verhandlung (8 24 VWGVG) zu vervollstandigen sind.

Der Umstand, dass gegebenenfalls (punktuelle) erganzende Einvernahmen durchzufUhren waren, rechtfertigt nicht die
Zuruckverweisung; vielmehr waren diese Einvernahmen, sollten sie wirklich erforderlich sein, vom Verwaltungsgericht -

zweckmaligerweise im Rahmen einer mindlichen Verhandlung - durchzuftihren. (Ra 2015/08/0178 vom 27.01.2016)

In8 28 VWGVG 2014 ist ein prinzipieller Vorrang der meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte
normiert, weswegen die in 8 28 Abs 3 zweiter Satz leg cit vorgesehene Moglichkeit der Kassation eines
verwaltungsbehordlichen Bescheides streng auf ihren gesetzlich zugewiesenen Raum zu beschranken ist (Hinweis E
vom 17. Dezember 2014, Ro 2014/03/0066, mwN). Von der Mdoglichkeit der Zurickverweisung kann nur bei krassen
bzw besonders gravierenden Ermittlungslicken Gebrauch gemacht werden (Hinweis E vom 27. Janner 2015, Ra
2014/22/0087, mwN). Eine Zurlckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehoérde zur Durchfihrung notwendiger
Ermittlungen kommt daher nur dann in Betracht, wenn die Verwaltungsbehoérde jegliche erforderliche
Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des malRgebenden Sachverhalts (vgl § 37 AVG) lediglich
vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3 ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete
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Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehdrde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlief3, damit diese
dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (Hinweis E vom 12. November 2014, Ra 2014/20/0029,
mwN). (Ra 2015/01/0123 vom 06.07.2016)

Beglinstigte Behinderte im Sinne dieses Bundesgesetzes sind Osterreichische Staatsbirger mit einem Grad der
Behinderung von mindestens 50 vH. Osterreichischen Staatsbiirgern sind folgende Personen mit einem Grad der
Behinderung von mindestens 50 vH gleichgestellt:

1. Unionsburger, Staatsbirger von Vertragsparteien des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum,
Schweizer Burger und deren Familienangehdrige,

2. Fluchtlinge, denen Asyl gewahrt worden ist, solange sie zum dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt sind,

3. Drittstaatsangehdérige, die berechtigt sind, sich in Osterreich aufzuhalten und einer Beschéaftigung nachzugehen,
soweit diese Drittstaatsangehorigen hinsichtlich der Bedingungen einer Entlassung nach dem Recht der Europaischen
Union 6sterreichischen Staatsburgern gleichzustellen sind. (8 2 Abs. 1 BEinstG)

Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur vorlibergehenden korperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen, die geeignet ist,
die Teilhabe am Arbeitsleben zu erschweren. Als nicht nur vorubergehend gilt ein Zeitraum von mehr als
voraussichtlich sechs Monaten (8§ 3 BEinstG).

Als Nachweis fur die Zugehorigkeit zum Kreis der beglnstigten Behinderten gilt der letzte rechtskraftige Bescheid tber
die Einschatzung des Grades der Minderung der Erwerbsfahigkeit mit mindestens 50 vH

a) eines Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen (der Schiedskommission) bzw. des Bundesamtes flir Soziales
und Behindertenwesen oder der Bundesberufungskommission im Sinne des Bundesberufungskommissionsgesetzes,
BGBI. I Nr. 150/2002;

b) eines Tragers der gesetzlichen Unfallversicherung bzw. das Urteil eines nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz,
BGBI. Nr. 104/1985, zustandigen Gerichtes;

c) eines Landeshauptmannes (des Bundesministers fur Arbeit, Gesundheit und Soziales) in Verbindung mit der
Amtsbescheinigung gemaR § 4 des Opferflrsorgegesetzes;

d) in Vollziehung der landesgesetzlichen Unfallfirsorge (8 3 Z 2 Beamten-, Kranken- und Unfallversicherungsgesetz,
BGBI. Nr. 200/1967).

Auszug aus der Verordnung des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betreffend nahere
Bestimmungen Uber die Feststellung des Grades der Behinderung (Einschatzungsverordnung) idgF:

"Grad der Behinderung

8§ 2. (1) Die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen sind als Grad der Behinderung zu beurteilen. Der Grad der
Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder Rahmensatzen in der
Anlage dieser Verordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser Verordnung.

(2) Bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angeflhrt sind, ist der Grad der
Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

(3) Der Grad der Behinderung ist nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um funf geringerer Grad
der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines Rahmensatzes ist zu
begriinden.

Gesamtgrad der Behinderung

8 3. (1) Eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung ist dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaRgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung ist zunachst von jener Funktionsbeeintrachtigung
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auszugehen, fur die der hochste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und inwieweit dieser durch die
weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhéht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmald von weniger als 20
vH sind auB3er Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung
auszugehen.

(3) Eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine Erhdhung des Grades der
Behinderung zu bewirken, liegt vor, wenn

sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen
Funktionsbeeintrachtigung fuhren.

(4) Eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung ist dann gegeben, wenn das Gesamtbild der Behinderung eine andere
Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen alleine.

Grundlage der Einschatzung

§8 4. (1) Die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung bildet die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im korperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.

(2) Das Gutachten hat neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund, die Diagnosen, die
Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrindung fur die Einschatzung des Grades der Behinderung
innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen Begrindung zu
enthalten.”

Der angefochtene Bescheid erweist sich in Bezug auf den zu ermittelnden Sachverhalt aus folgenden Griinden als
mangelhaft:

Der Sachverstandige bewertete die fihrende Funktionseinschrankung unter laufender Nummer 1 mit einem Grad der
Behinderung von 30 vH. Bei der Gesundheitseinschrankung "Allergisches Asthma bronchiale, Backerasthma,
Mehlstauballergie" handelt es sich um ein Leiden, welches von einem Lungenfacharzt zu untersuchen und zu
beurteilen ist. Da der Arzt fur Allgemeinmedizin lediglich ein Abhéren der Lunge vorgenommen hat, ohne dabei die
Lungenfunktion in facharztlicher Weise zu messen, kann die angeflihrte Verbesserung des Leidens um zwei Stufen
nicht nachvollzogen werden. Darlber hinaus ist anzuflhren, dass dem Bundesverwaltungsgericht die dem
Sachverstandigen vorgelegten Befunde - insbesondere der Facharztbefund, auf den sich der Sachverstandige bei der
Begrindung der Verbesserung des Leidenszustandes des Beschwerdeflhrers hauptsachlich bezieht - nicht vorliegen
und eine Uberpriifung der sachverstandlichen Beurteilung dem Bundesverwaltungsgericht somit nicht méglich ist.

Im medizinischen Sachverstandigengutachten setzt sich der Arzt fiir Allgemeinmedizin zudem nicht im ausreichenden
MalRe mit den psychologischen Funktionseinschrankungen beim Beschwerdefihrer auseinander. In der
Zusammenfassung relevanter Befunde ist ein neuropsychiatrischer Befund vom 16.02.2018 aufgelistet, aus dem
hervorgeht, dass es beim Beschwerdefiihrer zu einem Rezidiv der Depression, der Zwangsgedanken und der
Panikattacken im Rahmen der generalisierten Angststdrung gekommen sei. Im Rahmen der Anamneseerhebung gab
der Beschwerdefliihrer dem Sachverstéandigen an, er kénne aufgrund seiner Depression und Angstzustdande keine
offentlichen Verkehrsmittel benutzen. Der medizinische Sachverstandige begnlgte sich bei der Beurteilung des Grades
der Behinderung jedoch mit einem - im Akt nicht aufliegenden - Befund und einer kurzen Statuserhebung, welche
lautet: "voll orientiert, Stimmung und Antrieb unauffallig, kooperativ". Die Einschatzung des Grades der Behinderung
dieses Leidens mit 20 vH ist somit nicht schlUssig und nachvollziehbar.

Zusammenfassend fehlt es im angefochtenen Bescheid an einer nachvollziehbaren und schlissigen Begriindung fur
die Annahme der belangten Behérde, dass die Voraussetzungen zur Zugehoérigkeit zum Kreis der beglnstigten



Behinderten beim Beschwerdefihrer nicht mehr vorliegen.

Die belangte Behorde hat im gegenstandlichen Verfahren notwendige Ermittlungen des Sachverhaltes unterlassen und
erweist sich der vorliegende Sachverhalt zur Beurteilung der Voraussetzung fir die Feststellung der Zugehdrigkeit zum
Kreis der beglnstigten Behinderten auf Grund der zu kurz gegriffenen Ermittlungen im verwaltungsbehérdlichen
Verfahren als so mangelhaft, dass weitere Ermittlungen bzw. konkretere Sachverhaltsfeststellungen erforderlich sind.
Im Beschwerdefall hat das Sozialministeriumservice im Sinne der oben zitierten Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes den mafRgeblichen Sachverhalt blo ansatzweise ermittelt.

Im fortgesetzten Verfahren wird die belangte Behdrde ein arztliches Sachverstandigengutachten unter Heranziehung
eines Lungenfacharztes und eines Psychiaters einzuholen und die Ergebnisse unter Einbeziehung des
Beschwerdevorbringens und der vorgelegten medizinischen Beweismittel bei der Entscheidungsfindung zu
berucksichtigen haben.

Dass eine unmittelbare weitere Beweisaufnahme durch das Bundesverwaltungsgericht "im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden" wadre, ist - angesichts des mit dem
bundesverwaltungsgerichtlichen Beschwerdeverfahren als Mehrparteienverfahren verbundenen erhéhten Aufwandes
- nicht ersichtlich. Erschwerend kommt hinzu, dass dem Gericht keine Amtssachverstandigen zur Verfugung stehen,
der belangte Behdrde es hingegen ein leichtes ist, einen solchen zu beauftragen. Es ware daher mit einer erheblichen
finanziellen Belastung des Beschwerdeflhrers verbunden, ein ergdnzendes Sachverstandigengutachten einzuholen. Im
gerichtlichen Verfahren besteht zudem die Neuerungsbeschrankung, es ware dem Beschwerdefuhrer somit verwehrt,
neue Befunde zur Untermauerung seiner Gesundheitseinschrankungen, insbesondere zur in der Beschwerde
vorgebrachte durchzufiihrende Operation, vorzulegen.

Von den vollstandigen Ergebnissen des weiteren Ermittlungsverfahrens wird der Beschwerdefiihrer mit der
Moglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme in Wahrung des Parteiengehdrs in Kenntnis zu setzen sein.

Die Voraussetzungen des§ 28 Abs. 2 VwGVG sind somit im gegenstandlichen Beschwerdefall nicht gegeben. Da der
mafgebliche Sachverhalt im Fall des Beschwerdefuhrers noch nicht feststeht und vom Bundesverwaltungsgericht auch
nicht rasch und kostengunstig festgestellt werden kann, war in Gesamtbeurteilung der dargestellten Erwagungen der
angefochtene Bescheid gemal 8 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG aufzuheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen zurtickzuverweisen.

Zum Entfall einer mundlichen Verhandlung:

Gemal 8§ 24 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF hat das Verwaltungsgericht
auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine offentliche mundliche Verhandlung
durchzufuhren. In diesem Sinne ist eine Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Art. 6 EMRK bzw. Art.
47 Abs. 2 GRC geboten ist, wobei gemal3 Rechtsprechung des VfGH der Umfang der Garantien und des Schutzes der

Bestimmungen ident sind.

Der Rechtsprechung des EGMR kann entnommen werden, dass er das Sozialrecht auf Grund seiner technischen Natur
und der oftmaligen Notwendigkeit, Sachverstandige beizuziehen, als gerade dazu geneigt ansieht, nicht in allen Fallen
eine mundliche Verhandlung durchzufihren (vgl. Eriksson v. Sweden, EGMR 12.4.2012; Schuler-Zgraggen v.
Switzerland, EGMR 24.6.1993).

Im Erkenntnis vom 18.01.2005, GZ.2002/05/1519, nimmt auch der Verwaltungsgerichtshof auf die diesbezugliche
Rechtsprechung des EGMR (Hinweis Hofbauer v. Osterreich, EGMR 2.9.2004) Bezug, wonach ein miindliches Verfahren
verzichtbar erscheint, wenn ein Sachverhalt in erster Linie durch seine technische Natur gekennzeichnet ist. Dartiber
hinaus erkennt er bei Vorliegen eines ausreichend geklarten Sachverhalts das Bedurfnis der nationalen Behérden nach
zweckmaliger und wirtschaftlicher Vorgangsweise an, welches das Absehen von einer muindlichen Verhandlung
gestatte (vgl. VWGH vom 4.3.2008, 2005/05/0304).

Der im gegenstandlichen Fall entscheidungsrelevante Sachverhalt wurde auf gutachterlicher Basis ermittelt. Zudem
wurde vom BeschwerdefUhrer in der Beschwerde kein Vorbringen erstattet, welches eine weitere Erdrterung

notwendig erschienen lie3.
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Im Hinblick auf obige Uberlegungen sah der erkennende Senat daher unter Beachtung der Wahrung der
Verfahrensékonomie und -effizienz von einer mundlichen Verhandlung ab, zumal auch eine weitere Klarung der
Rechtssache hierdurch nicht erwartbar war.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemal’ 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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